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Was ist der Gewässerrandstreifen? 

Å Durch Bunderecht festgelegt 

 

Å Schutzstreifen entlang von Gewässern  

 

Å Bundesregelung regelt Verbote im Gewässerrandstreifen 

 

Å Abweichung im Landesrecht möglich 

 

Å Vom Thüringer Landtag insbesondere hinsichtlich 

Anforderungen Dünge- und PSM-Einsatz und Breite im 

ThürWG abweichend definiert 
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Warum ein gesetzlicher Gewässerrandstreifen ? 

Å Nährstoffeinträge aus Abwasser und Landwirtschaft verhindern das 

Erreichen eines guten ökologischen Zustandes der Gewässer 
 

Å In ca. 80% der Thüringer Gewässer liegen hohe Nährstoffbelastungen vor 
 

Å Stellenweise leichte Verbesserungen, Rückgang der Nitrat- und 

Phosphorkonzentrationen aber noch viel zu gering, um deutliche 

Verbesserungen der Qualität der Gewässer zu verzeichnen  
 

Å Im Abwasserbereich werden Bau von Kläranlagen und Kanälen 

fortgeführt, Erhöhung des Anschlussgrades wird durch verstärkte Förderung 

weiter vorangetrieben 
 

Å Zur Reduzierung diffuser Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft war eine 

weitergehende Regelung notwendig, da freiwillige Maßnahmen (u.a. 

KULAP) bisher nicht ausreichten  
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Ausgangssituation: 
Belastung der  
Fließgewässer  
mit Nährstoffen 
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70 % der Gewässer müssen bis 
2027 guten Zustand bzgl. P 

erreichen 
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Belastung durch 
Phosphor 
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Belastung durch PSM 
PSM - Untersuchung 2016/2017 
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Erhaltung und Verbesserung 
der ökologischen Funktionen 

Reduzierung der 
Stoffeinträge 
(Nährstoffe, PSM) 

Strukturreiche und 
naturnahe Gewässer 

Wasserrückhalt 
(Hochwasser) 

Funktionen Gewässerrandstreifen 
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Å (1) Abweichend von Ä 38 Abs. 3 Satz 1 WHG beträgt der Gewässerrandstreifen 

an oberirdischen Gewässern innerhalb von im Zusammenhang bebauter Orts-

teile fünf Meter und im Außenbereich zehn Meter. Im Übrigen gilt  

Ä 38 WHG entsprechend, wenn nicht in diesem Gesetz Abweichendes bestimmt 

ist. 

Å (2) Der Gewässerrandstreifen bemisst sich ab der Böschungsoberkante, im 

Übrigen ab der Linie des Mittelwasserstandes. An Talsperren beginnt der 

Gewässerrandstreifen an der Uferlinie bei Höchststau. Die zuständige 

Wasserbehörde entscheidet im Streitfall über den Verlauf der 

Böschungsoberkante und der Linie des Mittelwasserstandes. 

 

Å (4) Abweichend von Ä 38 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 WHG kann die zuständige 

Wasserbehörde auf Ackerflächen, auf denen Baumarten mit dem Ziel baldiger 

Holzentnahme angepflanzt werden und deren Bestände eine Umtriebszeit von 

mindestens fünf Jahren haben (Kurzumtriebsplantagen), das Entfernen 

standortgerechter Bäume und Sträucher zulassen.  
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Å (3) An oberirdischen Gewässern ist in Gewässerrandstreifen die Anwendung 

von Pflanzenschutzmitteln und Düngemitteln verboten. Ä 38 Abs. 5 WHG gilt 

entsprechend.  

Das Verbot nach Satz 1 reduziert sich auf die ersten fünf Meter des 

Gewässerrandstreifens  

 1. wenn diese vollständig mit Bäumen oder Sträuchern bewachsen sind 

 oder 

 2. wenn die in den ersten fünf Metern des Gewässerrandstreifens 

 liegende landwirtschaftliche Fläche ganzjährig begrünt ist und nicht 

 umgebrochen wird. Dem steht unbeschadet des Ä 38 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 

 WHG nicht entgegen, wenn nach mehr als vierjähriger Standzeit ein 

 Umbruch zum Zweck einer unverzüglichen Erneuerung der bisherigen 

 Begrünung vorgenommen wird. Der Umbruch ist vorher der zuständigen 

 unteren  Wasserbehörde anzuzeigen. Die Aussaat zur Begrünung nach 

 Satz 1 darf keine Leguminosen umfassen. 
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Ą Optionsmodell 

Die Regelung:   Ä 29 ThürWG 


